
Anhang II Gesetzestexte 1 

Aus dem Umweltverträglichkeitsprüfungs-
gesetz 2000 (UVP-G), BGBl 1993/697 idgF 

Aufgabe von Umweltverträglichkeitsprüfung und 
Bürgerbeteiligung 

§ 1. (1) Aufgabe der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) ist es, unter Beteiligung der Öffentlichkeit auf 
fachlicher Grundlage 

 1. die unmittelbaren und mittelbaren 
Auswirkungen festzustellen, zu beschreiben und 
zu bewerten, die ein Vorhaben 

 a) auf Menschen, Tiere, Pflanzen und deren 
Lebensräume, 

 b) auf Boden, Wasser, Luft und Klima, 

 c) auf die Landschaft und 

 d) auf Sach- und Kulturgüter 

hat oder haben kann, wobei Wechselwirkungen 
mehrerer Auswirkungen untereinander 
miteinzubeziehen sind, 

 2. Maßnahmen zu prüfen, durch die schädliche, 
belästigende oder belastende Auswirkungen des 
Vorhabens auf die Umwelt verhindert oder 
verringert oder günstige Auswirkungen des 
Vorhabens vergrößert werden, 

 3. die Vor- und Nachteile der vom 
Projektwerber/von der Projektwerberin 
geprüften Alternativen sowie die 
umweltrelevanten Vor- und Nachteile des 
Unterbleibens des Vorhabens darzulegen und 

(2) Durch dieses Bundesgesetz wird die Richtlinie 
2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, ABl. 
Nr. L 26 vom 28.1.2012 S. 1, umgesetzt[.] 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. (2) Vorhaben ist die Errichtung einer Anlage 
oder ein sonstiger Eingriff in Natur und Landschaft unter 
Einschluss sämtlicher damit in einem räumlichen und 
sachlichen Zusammenhang stehender Maßnahmen. […] 

(3) Als Genehmigungen gelten die in den einzelnen 
Verwaltungsvorschriften für die Zulässigkeit der 
Ausführung eines Vorhabens vorgeschriebenen 
behördlichen Akte oder Unterlassungen, wie 

insbesondere Genehmigungen, Bewilligungen oder 
Feststellungen. 

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 3. (1) Vorhaben, die in Anhang 1 angeführt sind, 
sowie Änderungen dieser Vorhaben sind nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. 

(3) Wenn ein Vorhaben einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, sind 
die nach den bundes- oder landesrechtlichen 
Verwaltungsvorschriften, auch soweit sie im eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde zu vollziehen sind, für 
die Ausführung des Vorhabens erforderlichen 
materiellen Genehmigungsbestimmungen von der 
Behörde (§ 39) in einem konzentrierten Verfahren mit 
anzuwenden (konzentriertes Genehmigungsverfahren). 

Einleitung der Umweltverträglichkeitsprüfung 

§ 5. (1) Der Projektwerber/die Projektwerberin 
eines Vorhabens, für das gemäß §§ 3 oder 3a eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist, hat 
bei der Behörde einen Genehmigungsantrag 
einzubringen, der die nach den Verwaltungsvorschriften 
für die Genehmigung des Vorhabens erforderlichen 
Unterlagen und die Umweltverträglichkeitserklärung in 
der jeweils erforderlichen Anzahl enthält.  

Mündliche Verhandlung und weiteres Verfahren 

§ 16. (1) Die Behörde hat eine für alle 
anzuwendenden Verwaltungsvorschriften gemeinsame 
mündliche Verhandlung an dem Ort abzuhalten, der der 
Sachlage nach am zweckmäßigsten erscheint.  

Entscheidung 

§ 17. (1) Die Behörde hat bei der Entscheidung über 
den Antrag die in den betreffenden 
Verwaltungsvorschriften und im Abs. 2 bis 6 
vorgesehenen Genehmigungsvoraussetzungen 
anzuwenden. 

(4) […] Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, 
Befristungen, Projektmodifikationen, 
Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschreibungen 
(insbesondere auch für Überwachungs-, Mess- und 
Berichtspflichten und Maßnahmen zur Sicherstellung der 

Nachsorge) ist zu einem hohen Schutzniveau für die 
Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. 

(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das 
Vorhaben und seine Auswirkungen, insbesondere auch 
durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder 
Verlagerungen, unter Bedachtnahme auf die öffentlichen 
Interessen, insbesondere des Umweltschutzes, 
schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, 
die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige 
Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder 
Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein 
erträgliches Maß vermindert werden können, ist der 
Antrag abzuweisen. […] 

§ 19. (1) Parteistellung haben 

 1. Nachbarn/Nachbarinnen: Als 
Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen, die 
durch die Errichtung, den Betrieb oder den 
Bestand des Vorhabens gefährdet oder belästigt 
oder deren dingliche Rechte im In- oder Ausland 
gefährdet werden könnten, sowie die 
Inhaber/Inhaberinnen von Einrichtungen, in 
denen sich regelmäßig Personen vorübergehend 
aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser 
Personen; als Nachbarn/Nachbarinnen gelten 
nicht Personen, die sich vorübergehend in der 
Nähe des Vorhabens aufhalten und nicht 
dinglich berechtigt sind […]; 

 2. die nach den anzuwendenden 
Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Parteien, 
soweit ihnen nicht bereits nach Z 1 
Parteistellung zukommt; 

 3. der Umweltanwalt gemäß Abs. 3; 

 4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan […]; 

 5. Gemeinden gemäß Abs. 3; 

 6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4, ausgenommen 
im vereinfachten Verfahren (Abs. 2) und 

 7. Umweltorganisationen, die gemäß Abs. 7 
anerkannt wurden. 

Behörden und Zuständigkeit 

§ 39. (1) Für die Verfahren […] ist die 
Landesregierung zuständig. […] 



Anhang II Gesetzestexte 2 

Aus dem Schifffahrtsgesetz, BGBl I 1997/62 
idgF 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Dieses Bundesgesetz gilt für öffentliche 
fließende Gewässer (§ 2 des Wasserrechtsgesetzes 1959, 
BGBl. Nr. 215) sowie für die in der Anlage 1 zu diesem 
Bundesgesetz angeführten öffentlichen Gewässer und 
Privatgewässer. 

(3) Der 4. und 7. Teil gelten nach Maßgabe der 
§§ 74 bzw. 116 Abs. 1 auch für ausländische 
Binnengewässer. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten als 

 1. „Fahrzeuge“: Binnenschiffe einschließlich 
Kleinfahrzeuge, Fahrgastschiffe, 
Sportfahrzeuge, Fähren, schwimmende Geräte 
und Seeschiffe (§ 2 Z 2 des 
Seeschifffahrtsgesetzes, BGBl. Nr. 174/1981); 

 2. „Fahrgastschiffe“: Fahrzeuge, die zur 
Beförderung von mehr als zwölf Fahrgästen 
zugelassen sind; 

 18. „Wasserstraße“: Gewässer, auf dem wegen 
seiner besonderen Bedeutung für die 
gewerbsmäßige Schifffahrt oder auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen erhöhte 
Anforderungen hinsichtlich der Schifffahrt 
gestellt und Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Flüssigkeit des Verkehrs, der Ordnung an Bord 
sowie der Ordnung beim Stilliegen getroffen 
werden müssen; 

 28. „Linienverkehr“: eine dem öffentlichen Verkehr 
dienende, fahrplanmäßige Beförderung von 
Fahrgästen zwischen bestimmten Anlegestellen; 

 29. „Gelegenheitsverkehr“: eine dem öffentlichen 
Verkehr dienende, nicht fahrplanmäßige 
Beförderung von Fahrgästen; 

 31. „Fährverkehr“: eine dem öffentlichen Verkehr 
dienende, fahrplanmäßige Beförderung von 
Fahrgästen oder Gütern zwischen bestimmten 
Anlegestellen einander gegenüberliegender Ufer 
eines Gewässers; 

 

4. Teil Schifffahrtsgewerberecht 

§ 74 Örtlicher Geltungsbereich 

Dieser Teil gilt für die im § 1 genannten Gewässer 
sowie im grenzüberschreitenden Verkehr für 
ausländische Binnengewässer auf Grund 
zwischenstaatlicher Abkommen. 

§ 75 Konzessionspflicht 

(1) Die gewerbsmäßige Ausübung der Schifffahrt 
mittels Fahrzeugen und Schwimmkörpern auf den in 
§ 74 genannten Gewässern bedarf einer Konzession. 

(2) Die Schifffahrt wird dann gewerbsmäßig 
ausgeübt, wenn sie selbständig, regelmäßig und in der 
Absicht betrieben wird, einen Ertrag oder sonstigen 
wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, gleichgültig für 
welche Zwecke dieser bestimmt ist. 

(3) Das Anbieten einer den Gegenstand eines 
Schifffahrtsgewerbes bildenden Tätigkeit an einen 
größeren Kreis von Personen oder bei Ausschreibungen 
wird der Ausübung des Schifffahrtsgewerbes 
gleichgehalten. 

§ 77 Arten der Konzession 

(1) Konzessionen dürfen nur für folgende Arten der 
gewerbsmäßigen Ausübung der Schifffahrt erteilt 
werden: 

 1. Personenbeförderung im Linienverkehr; 

 2. Personenbeförderung im Gelegenheitsverkehr; 

 5. Fährverkehr; 

(2) Die Konzessionen gemäß Abs. 1 können einzeln 
oder nebeneinander erteilt werden. 

§ 78 Voraussetzungen für die Erteilung einer 
Konzession 

(1) Die Konzession darf nur erteilt werden 

 1. einer natürlichen, eigenberechtigten Person, 
wenn sie 

 a) Staatsangehörige bzw. -angehöriger eines 
Mitgliedstaats der EU […] ist; 

 b) in Bezug auf die Ausübung der Schifffahrt 
verlässlich ist; 

 

(2) Die Konzession darf darüber hinaus nur erteilt 
werden, 

 1. wenn der Konzessionswerber fachlich geeignet 
ist; […] 

 2. wenn der Konzessionswerber finanziell 
leistungsfähig ist[.] 

§ 79 Verläßlichkeit 

(1) Als nicht verläßlich ist ein Konzessionswerber 
insbesondere anzusehen, wenn er von einem Gericht zu 
einer drei Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu 
einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt 
wurde, solange die Verurteilung nicht getilgt ist oder der 
Beschränkung der Auskunft aus dem Strafregister 
unterliegt. 

(2) Der Nachweis der Verläßlichkeit ist 
insbesondere durch Vorlage einer 
Strafregisterbescheinigung zu führen. 
Konzessionswerber, die ihren Wohnsitz oder Sitz erst 
innerhalb eines Jahres vor Antragstellung in Österreich 
begründet haben, haben darüber hinaus einen 
Strafregisterauszug oder sonstige geeignete 
Bescheinigungen der zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörden ihres Herkunftsstaates zu 
erbringen. 

(3) Die in Abs. 2 genannten Nachweise dürfen bei 
Antragstellung nicht älter als drei Monate sein. 

(4) Die Behörde hat im Falle des Ausschlusses von 
der Ausübung des Schifffahrtsgewerbes gemäß Abs. 1 
die Nachsicht von diesem Ausschluss zu erteilen, wenn 
nach der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der 
Persönlichkeit des Verurteilten die Begehung der 
gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei Ausübung des 
Schifffahrtsgewerbes nicht zu erwarten ist. Die 
Nachsicht ist nicht zu erteilen, wenn andere 
Ausschlussgründe vorliegen als jene, für welche die 
Nachsicht erteilt werden soll. 

 

 

 

 

 



Anhang II Gesetzestexte 3 

§ 83 Bedingungen, Auflagen und 
Einschränkungen 

(1) In der Konzession kann die Anzahl und Art der 
zu verwendenden Fahrzeuge oder Schwimmkörper sowie 
die zulässige Zahl der Fahrgäste bzw. die größte 
Tragfähigkeit jedes Fahrzeuges oder Schwimmkörpers 
unter Bedachtnahme auf die Interessen der 
Verkehrspolitik, insbesondere der Schifffahrt, sowie 
unter Berücksichtigung der Erfordernisse des § 16 Abs. 1 
Z 3 bis 6 und 11 festgesetzt werden. 

(2) Die Konzession kann aus den in Abs. 1 
angeführten Gründen auch zeitlich, örtlich oder auf einen 
bestimmten Personenkreis eingeschränkt werden; eine 
Konzession für Personenbeförderung im Linienverkehr 
sowie eine Konzession für Fährverkehr kann ferner, 
wenn es die Herstellung einer Verbindung zu anderen 
Verkehrsträgern oder das Verkehrsbedürfnis der 
Uferbewohner erfordern und es dem Konzessionswerber 
wirtschaftlich zumutbar ist, unter der Auflage erteilt 
werden, den Betrieb ganzjährig oder während eines 
bestimmten Zeitraumes des Jahres zu führen. 

Gewerbeausübung, Beförderungspreise, 
Beförderungsbedingungen, Fahrpläne und 

Beförderungspflicht 

§ 84 (1) Ein Schifffahrtsunternehmen ist, 
ausgenommen Fälle des § 85 Abs. 4, vom 
Konzessionsinhaber zu betreiben; eine Verpachtung oder 
Übertragung der Konzession ist unzulässig. 

(2) Schifffahrtsunternehmen, die Fahrgäste im 
Linienverkehr befördern, und Fährunternehmen haben 
Beförderungspreise, Beförderungsbedingungen und 
Fahrpläne zu erstellen und der Behörde zur Kenntnis zu 
bringen sowie diese alljährlich, spätestens zwei Wochen 
vor Betriebsbeginn durch Aushang und allenfalls in 
anderer zweckdienlicher Weise auf ihre Kosten zu 
veröffentlichen. Ausgehängte Fahrpläne, 
Beförderungspreise und Beförderungsbedingungen sind 
für die Schifffahrtsunternehmen verbindlich; sie sind bei 
Änderung zu berichtigen und bei Außerkrafttreten zu 
entfernen. Die Beförderungspreise und 
Beförderungsbedingungen sind gegenüber jedermann, 
ausgenommen Gruppenreisen, in gleicher Weise 
anzuwenden. 

(3) Die in Abs. 2 angeführten 
Schifffahrtsunternehmen sind zur Beförderung 
verpflichtet, wenn die Personen, welche die Dienste 
eines solchen Schifffahrtsunternehmens in Anspruch 
nehmen wollen, die Beförderungsbedingungen erfüllen 
und die zugelassene Fahrgastanzahl des Fahrzeuges oder 
Schwimmkörpers nicht überschritten wird. 

§ 85 Erlöschen, Widerruf und Fortführung der 
Konzession 

(1) Die Konzession erlischt 

 1. mit Ablauf der Zeit, für die sie erteilt wurde; 

 2. durch Zurücklegung der Konzession; 

 (2) Die Konzession ist mit Bescheid zu widerrufen, 
wenn 

 1. eines der im § 78 angeführten Erfordernisse 
nicht mehr gegeben ist; 

 2. der Konzessionsinhaber/die 
Konzessionsinhaberin trotz zweier Mahnungen 
seitens der Behörde, zwischen und nach denen 
ein Zeitraum von wenigstens vier Wochen zu 
liegen hat, den Verpflichtungen gemäß §§ 83 
oder 84 nicht nachkommt, die erforderlichen 
Auskünfte gemäß § 87 nicht erteilt oder 
entgegen den Verpflichtungen gemäß § 87a 
Abs. 3 an einem Verfahren nicht mitwirkt, 
Auskünfte nicht erteilt oder Unterlagen nicht 
vorlegt; 

§ 86 Behörden und ihre Zuständigkeit 

(1) Behörden im Sinne dieses Teiles sind 

 1. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie hinsichtlich der Unternehmen, die 
eine Konzession gemäß § 77 Abs. 1 auf 
Wasserstraßen, ausgenommen in die 
Landesvollziehung fallende, in mehr als einem 
Land ausüben oder ihrem Antrag zufolge 
ausüben wollen oder auf der Donau, dem 
Bodensee, dem Neusiedlersee oder den 
Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer eine 
unmittelbare Verbindung mit dem Ausland 
herstellen oder ihrem Antrag zufolge herstellen 
wollen; 

 2. der Landeshauptmann für alle nicht in Z 1 
genannten Angelegenheiten hinsichtlich 

Wasserstraßen, ausgenommen in die 
Landesvollziehung fallende, derjenigen Teile der 
Donau, die nicht Wasserstraßen sind, des 
Bodensees, des Neusiedlersees und der 
Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer; 

 4. die Landesregierung für Angelegenheiten 
hinsichtlich aller nicht in Z 2 genannten 
Gewässer; 

 5. die Bezirksverwaltungsbehörde für die 
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren. 

§ 88 Strafbestimmungen 

(1) Wer gegen die Vorschriften dieses Teiles 
verstößt, begeht, wenn die Tat nicht den Tatbestand einer 
in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist 
mit einer Geldstrafe von 72 Euro bis zu 3 633 Euro zu 
bestrafen. 

(2) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 
begeht insbesondere, wer 

 1. als Schifffahrttreibender die Schifffahrt mittels 
Fahrzeugen oder Schwimmkörpern auf den in 
§ 74 genannten Gewässern gewerbsmäßig ohne 
Konzession ausübt (§ 75 Abs. 1) oder anbietet 
(§ 75 Abs. 3); 

 3. als Konzessionsinhaber Auflagen oder 
Einschränkungen, unter denen die Konzession 
erteilt wurde, nicht einhält (§ 83); 

 4. als Konzessionsinhaber die Bestimmungen 
hinsichtlich der Beförderungspreise, 
Beförderungsbedingungen und Fahrpläne im 
Fahrgastverkehr (§ 84 Abs. 2) oder hinsichtlich 
der Beförderungspflicht (§ 84 Abs. 3) nicht 
einhält; 

Anlage 1 

zu § 1 Abs. 1 

Verzeichnis der Gewässer: 

1. Im Burgenland: 

  Lacken im Seewinkel 

Neufelder See 

Neusiedlersee 



Anhang II Gesetzestexte 4 

Aus dem Burgenländischen Naturschutz- 
und Landschaftspflegegesetz 1990, LGBl 
1991/27 idgF 

§ 1 Zielsetzungen 

(1) Dieses Gesetz dient dem Schutze und der Pflege 
der Natur und Landschaft in allen Erscheinungsformen 
[…]. 

Es werden insbesondere geschützt: 

 a) die Vielfalt, Eigenart, Schönheit und der 
Erholungswert der Natur und Landschaft, 

 b) das ungestörte Wirkungsgefüge des 
Lebenshaushaltes der Natur (Ablauf natürlicher 
Prozesse und Entwicklungen) und 

 c) der Artenreichtum der heimischen Tier- und 
Pflanzenwelt (Artenschutz) und deren natürliche 
Lebensräume sowie Lebensgrundlagen 
(Biotopschutz). 

§ 2 Aufgaben 

(1) Im Bewußtsein der notwendigen Erhaltung der 
Natur als Lebensgrundlage ist jeder Mensch verpflichtet, 
die Natur nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Gesetzes zu schützen und zu pflegen. 

(2) Das Land und die Gemeinden haben 

 a) im Rahmen der Besorgung der ihnen nach 
landesrechtlichen Vorschriften obliegenden 
Aufgaben auf den Schutz und die Pflege der 
Natur Rücksicht zu nehmen und 

 b) als Träger von Privatrechten den Schutz und die 
Pflege der Natur und die hiefür notwendige 
Forschung im Rahmen ihrer Möglichkeit zu 
fördern sowie das Bewußtsein in der 
Bevölkerung entsprechend den Zielen dieses 
Gesetzes zu entwickeln. 

§ 13 Sonderbestimmungen für den Neusiedler 
See 

(1) Die Wasserfläche und der Schilfgürtel des 
Neusiedler Sees sind gemäß der Richtlinie 79/409/EWG, 
der Richtlinie 92/43/EWG, des Übereinkommens über 
Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- 
und Watvögel, von internationaler Bedeutung, BGBl. 
Nr. 225/1983 in der Fassung des Protokolls BGBl. 

Nr. 283/1993, als Biosphären Reservat der UNESCO, als 
Europäisches Biogenetisches Reservat des Europarates 
geschützt. Jeder Eingriff, der geeignet ist, einen 
Lebensraum für Tiere oder Pflanzen oder die Arten selbst 
im Sinne des § 22c Abs. 2 zu beeinträchtigen, ist 
verboten. Dies gilt auch für die nähere Umgebung. § 7 
Abs. 5 findet sinngemäß Anwendung. 

(2) Mit Wasserfahrzeugen dürfen nur die 
Hafenbereiche und die offenen Wasserflächen 
einschließlich der für Wasserfahrzeuge bestimmten 
Wasserstraßen im Schilfbereich befahren werden. Das 
Befahren anderer Gebiete, insbesondere der 
Schilfbereiche, ist verboten. Aufenthalte dürfen den 
Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes am 
Neusiedler See nicht widersprechen; insbesondere ist 
außer in den Hafenbereichen das Verankern und 
Verwenden von Booten aller Art ausschließlich zu 
Wohn- und Verkaufszwecken verboten. 

(3) Vom Verbot des Abs. 2 sind ausgenommen: 

 1. Fahrzeuge der mit behördlichen 
Angelegenheiten der Schiffahrt, der 
Gewässeraufsicht, der Fischereiaufsicht und des 
Naturschutzes, der mit Angelegenheiten der 
öffentlichen Wasserbauverwaltung, der 
Vermessung, der Grenzmarkierung, der 
Hydrographie, der Meteorologie und 
Geodynamik befaßten Organe sowie Fahrzeuge 
der Biologischen Station Neusiedler See; 

 2. Fahrzeuge der Bundespolizei, der Zollorgane 
und des Bundesheeres; 

 3. Fahrzeuge im Rahmen der zeitgemäßen, auf die 
naturräumlichen Voraussetzungen abgestimmten 
Nutzung des Schilfes sowie im Rahmen der 
rechtmäßigen Ausübung der Berufsfischerei und 
der Jagd. 

(4) Auf Grund anderer Rechtsbestimmungen 
erlassene Beschränkungen bleiben davon unberührt. 

§ 56 Behörden 

(1) Soweit im vorliegenden Gesetz oder in den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen nicht 
anderes bestimmt ist, ist die Bezirksverwaltungsbehörde 
in erster Instanz für die Besorgung der Angelegenheiten 
dieses Gesetzes zuständig. Soweit Maßnahmen, die in 

die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörden 
fallen, sich auf Sprengel mehrerer 
Bezirksverwaltungsbehörden beziehen, geht die 
Zuständigkeit auf die Landesregierung über. 

§ 77 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde 

Die Aufgaben nach § 2 Abs. 2, die Ausübung der 
Parteistellung (§ 52) und die Bestellung zur 
Naturschutzbeauftragten oder zum 
Naturschutzbeauftragten (§ 60) sowie die Aufgaben nach 
den §§ 55 Abs. 4 und 81 Abs. 11 sind von den 
Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen. 

§ 78 Strafbestimmungen 

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht und ist mit 
einer Geldstrafe bis zu 3 600 Euro, im Falle wiederholter 
und schwerwiegender Übertretungen mit einer Geldstrafe 
bis zu 7 300 Euro, zu bestrafen, wer 

 1. den Bestimmungen oder den auf Grund dieser 
Bestimmungen erlassenen Bescheiden und 
Entscheidungen der §§ 5, 7 Abs. 2, §§ 9, 11, 
11a, 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1 und 2, § 14 Abs. 1 
und 2, § 15a Abs. 1, 4 und 5, § 16 Abs. 1, 2, 5 
und 6, § 17 Abs. 1 und 2, § 20 Abs. 1 und 5, 
§ 22d Abs. 4, § 25 Abs. 5, § 26 Abs. 3, § 28 
Abs. 1, § 31 Abs. 1, 2 und 4, § 32 Abs. 3, §§ 36, 
40 Abs. 1 und 3, §§ 41, 42 Abs. 1, §§ 43, 46 
Abs. 1, § 47 Abs. 3, 4 und 5, § 49 Abs. 1, 2 und 
5, § 51 Abs. 4, § 54 Abs. 1, § 55 Abs. 1, § 71 
Abs. 1 und 3, §§ 74 und 81 Abs. 19 oder 

 3. den auf Grund der §§ 15a Abs. 4 und § 16 Abs. 
7 erlassenen Bescheiden und Entscheidungen 
zuwiderhandelt oder 

 5. den auf Grund der gemäß § 81 Abs. 2 als 
Landesgesetz weiter geltenden Verordnungen 
und den auf Grund dieser Verordnungen 
erlassenen Bescheiden und Entscheidungen 
zuwiderhandelt[.] 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/BFB551B05E7C4F02C1257E7000342B73/%24FILE/11%20St%C3%BCck%201991.pdf?Open
https://apps.bgld.gv.at/web/landesrecht.nsf/0/BFB551B05E7C4F02C1257E7000342B73/%24FILE/11%20St%C3%BCck%201991.pdf?Open


Anhang II Gesetzestexte 5 

Aus dem Waffengebrauchsgesetz, BGBl 

1969/149 idgF 
Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt den 
Waffengebrauch im Rahmen der polizeilichen 
Zwangsbefugnisse. 

§ 2. Angehörige des Wachkörpers Bundespolizei 
und der Gemeindewachkörper sowie Angehörige des 
rechtskundigen Dienstes und sonstige Angehörige der 
Landespolizeidirektionen und des Bundesministeriums 
für Inneres, die zur Ausübung unmittelbarer Befehls- und 
Zwangsgewalt ermächtigt sind, dürfen in Ausübung des 
Dienstes nach Maßgabe der Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes von Dienstwaffen Gebrauch machen: 

 1. im Falle gerechter Notwehr; 

 2. zur Überwindung eines auf die Vereitlung einer 
rechtmäßigen Amtshandlung gerichteten 
Widerstandes; 

 3. zur Erzwingung einer rechtmäßigen Festnahme; 

 4. zur Verhinderung des Entkommens einer 
rechtmäßig festgehaltenen Person; 

 5. zur Abwehr einer von einer Sache drohenden 
Gefahr. 

§ 3. Dienstwaffen im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind 

 1. Gummiknüppel und andere Einsatzstöcke, 

 2. Tränengas und andere reizauslösende Mittel, die 
lediglich eine kurzfristige Beeinträchtigung des 
Gesundheitszustandes herbeiführen, 

 3. Wasserwerfer, 

 4. Schusswaffen, mit Ausnahme der in Kategorie I, 
Z 3 des Annexes I zum Staatsvertrag betreffend 
die Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Österreich, BGBl. 
Nr. 152/1955, angeführten Art, 

die den im § 2 bezeichneten Organen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben von ihrer vorgesetzten Behörde oder 
Dienststelle zugeteilt sind. 

§ 4. Der Waffengebrauch ist nur zulässig, wenn 
ungefährliche oder weniger gefährliche Maßnahmen, wie 

insbesondere die Aufforderung zur Herstellung des 
gesetzmäßigen Zustandes, die Androhung des 
Waffengebrauches, die Verfolgung eines Flüchtenden, 
die Anwendung von Körperkraft oder verfügbare 
gelindere Mittel, wie insbesondere Handfesseln oder 
technische Sperren, ungeeignet scheinen oder sich als 
wirkungslos erwiesen haben. 

§ 5. Stehen verschiedene Waffen zur Verfügung, 
darf nur von der am wenigsten gefährlichen, nach der 
jeweiligen Lage noch geeignet scheinenden Waffe 
Gebrauch gemacht werden. 

§ 6. (1) Zweck des Waffengebrauches gegen 
Menschen darf nur sein, angriffs-, widerstands- oder 
fluchtunfähig zu machen. In den Fällen des § 2 Z 2 bis 5 
darf der durch den Waffengebrauch zu erwartende 
Schaden nicht offensichtlich außer Verhältnis zu dem 
beabsichtigten Erfolg stehen. 

(2) Jede Waffe ist mit möglichster Schonung von 
Menschen und Sachen zu gebrauchen. Gegen Menschen 
dürfen Waffen nur angewendet werden, wenn der Zweck 
ihrer Anwendung nicht durch Waffenwirkung gegen 
Sachen erreicht werden kann. 

Abschnitt 2 

Diensthunde 

§ 10. Der scharfe Einsatz eines Diensthundes gegen 
Menschen ist unter sinngemäßer Anwendung der 
Bestimmungen des Abschnittes 1 zulässig: 

 1. im Falle gerechter Notwehr; 

 2. zur Überwindung eines aktiven gewaltsamen 
Widerstandes gegen die Staatsgewalt; 

 3. zur Erzwingung der rechtmäßigen Festnahme 
oder zur Verhinderung des Entkommens einer 
rechtmäßig festgehaltenen Person, die 
gerichtlich strafbare Handlungen, die nur 
vorsätzlich begangen werden können und mit 
mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind 
überwiesen oder dringend verdächtig ist oder 
eines Geisteskranken, der für die Sicherheit der 
Person oder des Eigentums als allgemein 
gefährlich anzusehen ist. 

 

 

Aus dem Strafgesetzbuch, BGBl 1974/60 
idgF 

Besondere Erschwerungsgründe 

§ 33. (1) Ein Erschwerungsgrund ist es 
insbesondere, wenn der Täter 

 1. mehrere strafbare Handlungen derselben oder 
verschiedener Art begangen oder die strafbare 
Handlung durch längere Zeit fortgesetzt hat; 

 2. schon wegen einer auf der gleichen schädlichen 
Neigung beruhenden Tat verurteilt worden ist; 

 3. einen anderen zur strafbaren Handlung verführt 
hat; 

 4. der Urheber oder Anstifter einer von mehreren 
begangenen strafbaren Handlung oder an einer 
solchen Tat führend beteiligt gewesen ist[.] 

Besondere Milderungsgründe 

§ 34. (1) Ein Milderungsgrund ist es insbesondere, 
wenn der Täter 

 2. bisher einen ordentlichen Lebenswandel geführt 
hat und die Tat mit seinem sonstigen Verhalten 
in auffallendem Widerspruch steht; 

 3. die Tat aus achtenswerten Beweggründen 
begangen hat; 

 11. die Tat unter Umständen begangen hat, die 
einem Schuldausschließungs- oder 
Rechtfertigungsgrund nahekommen; 

 13. trotz Vollendung der Tat keinen Schaden 
herbeigeführt hat oder es beim Versuch 
geblieben ist; 

 16. sich selbst gestellt hat, obwohl er leicht hätte 
entfliehen können oder es wahrscheinlich war, 
daß er unentdeckt bleiben werde; 

 17.  ein reumütiges Geständnis abgelegt oder durch 
seine Aussage wesentlich zur Wahrheitsfindung 
beigetragen hat; 

 18. die Tat schon vor längerer Zeit begangen und 
sich seither wohlverhalten hat[.] 



Anhang II Gesetzestexte 6 

Aus dem Suchtmittelgesetz, BGBl I 1997/112 
idgF 

Strafrechtliche Bestimmungen und 
Verfahrensvorschriften 

Unerlaubter Umgang mit Suchtgiften 

§ 27. (1) Wer vorschriftswidrig 

 1. Suchtgift erwirbt, besitzt, erzeugt, befördert, 
einführt, ausführt oder einem anderen anbietet, 
überlässt oder verschafft, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer jedoch die Straftat ausschließlich zum 
persönlichen Gebrauch begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2a) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu 
bestrafen, wer vorschriftswidrig in einem öffentlichen 
Verkehrsmittel, in einer dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Anlage, auf einer öffentlichen Verkehrsfläche, 
in einem öffentlichen Gebäude oder sonst an einem 
allgemein zugänglichen Ort öffentlich oder unter 
Umständen, unter denen sein Verhalten geeignet ist, 
durch unmittelbare Wahrnehmung berechtigtes Ärgernis 
zu erregen, Suchtgift einem anderen gegen Entgelt 
anbietet, überlässt oder verschafft. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu 
bestrafen, wer eine Straftat nach Abs. 1 Z 1, Z 2 oder 
Abs. 2a gewerbsmäßig begeht. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus dem Landesverfassungsgesetz, mit dem 
für die Freistadt Rust ein Statut erlassen 
wird (Ruster Stadtrecht), LGBl 1965/39 idgF 

§ 1 Rechtliche Stellung der Stadt 

(1) Die Stadt Rust ist eine Stadt mit eigenem Statut. 
Sie ist berechtigt die Bezeichnung „Freistadt“ zu führen. 

§ 2 Stadtgebiet 

(1) Das Gebiet der Freistadt Rust umfasst das 
Gebiet der Katastralgemeinde Rust. 

Bürgermeister 

§ 16 Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich 

(1) Der Bürgermeister steht an der Spitze der 
Stadtverwaltung; er vertritt die Stadt nach außen. 

(2) Der Bürgermeister ist der Vorstand des 
Magistrats und Vorgesetzter der Bediensteten der Stadt. 
Diese sind an seine Weisungen gebunden. 

§ 23 Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich 

(1) Die Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungsbereichs sind vom Bürgermeister durch den 
Magistrat zu besorgen. 

Magistrat 

§ 26 Aufgaben 

(1) Die Geschäfte der Stadt und die 
Angelegenheiten der Bezirksverwaltung sind durch den 
Magistrat zu besorgen. 

(2) Der Magistrat verfügt und entscheidet in allen 
behördlichen Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereichs in erster Instanz, soweit diese nicht 
ausdrücklich einem anderen Organ vorbehalten sind. 

§ 57 Übertragener Wirkungsbereich 

Der übertragene Wirkungsbereich umfasst die 
Angelegenheiten, die die Stadt nach Maßgabe der 
Bundesgesetze im Auftrag und nach den Weisungen der 
Organe des Bundes oder nach Maßgabe der 
Landesgesetze im Auftrag und nach den Weisungen der 
Organe des Landes zu besorgen hat. Hiezu gehören auch 
jene Angelegenheiten, die von der Stadt auf dem Gebiet 
der Bezirksverwaltung zu besorgen sind. 

§ 80 Instanzenzug 

(1) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, 
entscheidet in Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereichs der Stadtsenat über Berufungen gegen 
Bescheide des Magistrats. Der Stadtsenat übt auch die in 
den verfahrensgesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen 
oberbehördlichen Befugnisse aus. 

(2) Gegen die Entscheidung des Stadtsenats ist ein 
weiteres ordentliches Rechtsmittel nicht zulässig. 

(4) Gegen Bescheide der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters in Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungsbereiches des Landes (§ 57) kann Beschwerde 
an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


